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1.In Deutschland stand die Verbrechensbeka썥mpfung,d.h.die gesel-
schaftliche Reaktion auf unertra썥glich abweichendes Verhalten,mit der
 
Verabschiedung der Strafrechtsreform vor 36 Jahren(1969)am Ende eines
 
1000-ja썥hrigen Weges,der mit der Ablo썥sung der rein privaten Strafrechts-
pflege(wahrgenommen vom Opfer oder seiner Familie)durch einen von
 
staatlichen Instanzen organisierten Prozeßbegonnen hatte und mit der
 
Ersetzung des Vergeltungsstrafrechts durch ein Pra썥ventionsstrafrecht en-
dete.Am Ende dieses Weges blieb fu썥r eine eigensta썥ndige Role des Verbre-
chensopfers als Prozeßsubjekt kein Platz mehr u썥brig,denn wenn das Ziel
 
des Strafverfahrens letzten Endes in der Resozialisierung des Ta썥ters im
 
o썥ffentlichen Interesse besteht,so spielt das Opfer nur noch eine Role als
 
Zeuge im Prozeß.Aus der Vergangenheit u썥brig gebliebene Positionen wie
 
etwa die Nebenklage waren deshalb auch permanent von Abschaffung
 
bedroht,und das Opfer wurde,wie es Weigend im Anschlußan McDonald
 
ausdru썥ckte,zu einer,vergessenen Figur“.Aber schon 15 Jahre spa썥ter fand
 
ein totaler Umschwung statt,als sich der 55.Deutsche Juristentag(1984)mit
 
der,Rechtsstelung des Verletzten im Strafverfahren“befaßte,und seitdem
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 ist in einer ganzen Reihe von Gesetzen ein ununterbrochener Ausbau der
 
Opferstelung im Strafverfahren durchgefu썥hrt worden,und die Forderungen
 
nach weiterer Versta썥rkung,dieser Rechte sind noch la썥ngst nicht zu Ende.
Der politische Motor dieser Entwicklung,besteht in der feministischen
 
Bewegung,denn die ganze Diskussion dreht sich immer wieder um die Opfer
 
von Sexualdelikten,die nun einmal fast ausschließlich von Ma썥nnern began-
gen werden;und es sind die feministischen Forderungen gewesen,die auch
 
bei einer algemeinen Verbesserung der Opferstelung immer den eigentli-
chen Auslo썥ser gebildet haben.
2.Zentraler Punkt ist die Frage der Anerkennung des Verletzten als
 
Prozeßsubjekt,d.h.als Partei.Urspru썥nglich war,wie schon bemerkt,das
 
Opfer mit dem Ankla썥ger identisch.In alen Rechtsordnungen hat sich aber
 
im Laufe der geschichtlichen Entwicklung eine staatliche Anklagebeho썥rde
 
herausgebildet,wa썥hrend das Opfer gleichzeitig auf eine bloße Zeugenrole
 
zuru썥ckgedra썥ngt wurde.Es blieben nur noch kleine Reste der Ankla썥gerrole
 
zuru썥ck,im deutschen Recht außer der schon erwa썥hnten Nebenklage auch
 
das Recht der Privatklage bei personenbezogegen Bagateldelikten wie der
 
Beleidigung.Innerhalb von 20 Jahren seit dem erwa썥hnten Deutschen Juri-
stentag ist dann aber die Entwicklung massiv in die genau umgekehrte
 
Richtung gelaufen,indem die prozessuale Stelung des Opfers durch das
 
Opferschutzgesetz von 1986,durch das Gesetz zum Schutz von Zeugen und
 
zur Verbesserung des Opferschutzes von 1998 und schließlich durch ein
 
weiteres Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Verletzten im Strafverfah-
ren von 2004 laufend versta썥rkt worden ist:Seit 1986 ko썥nnen sich ale Opfer
 
von Beleidigungen,Ko썥rperverletzungen,Freiheitsberaubungen oder Sexual-
delikten dem Strafprozeßals Nebenkla썥ger anschließen,wodurch sie die
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 Role eines eigensta썥ndigen Prozesssubjekts mit mehrfach verbesserter
 
Rechtsstelung erhalten.Auch wenn sie dies nicht tun,haben sie umfassende
 
Rechte auf Akteneinsicht,auf Beteiligung an der Hauptverhandlung und auf
 
den Beistand eines Rechtsanwaltes erhalten.Paralel dazu sind ihre Rechte
 
als Zeuge gesta썥rkt worden,insbesondere um die sogenannte sekunda썥re
 
Viktimisierung durch eine das Opfer unter Umsta썥nden erneut traumatisie-
rende Hauptverhandlung abzumildern.In den letzten Jahren hat ferner eine
 
Verbesserung der Anspru썥che des Verletzten auf Schadensersatz im Vorder-
grund gestanden,und zwar auf der einen Seite durch die Etablierung des
 
sogenannten Ta썥ter-Opfer-Ausgleichs,und auf der anderen Seite durch den
 
Ausbau des sogenannten Adha썥sionsverfahrens,bei dem schon im Strafverfah-
ren selbst die Schadensersatzanspru썥che des Verletzten gepru썥ft werden und
 
die Verurteilung zu einer Strafe mit einer Verurteilung zu Schadensersatz
 
kombiniert wird.
3.Insgesamt kann man grundsa썥tzlich vier verschiedene Funktionen der
 
Opferstelung im Strafverfahren unterscheiden:⑴Die uralte Funktion als
 
Ankla썥ger war so gut wie volsta썥ndig auf die Staatsanwaltschaft u썥bergegan-
gen,seit 20 Jahren spielt aber der Verletzte neben der Staatsanwaltschaft in
 
einem bestimmten Typus von Verfahren wieder eine erhebliche Role.⑵Das
 
hat aber natu썥rlich eine Ru썥ckwirkung auf diejenige Stelung des Verletzten,
die im Laufe der Entwicklung fast die einzige geworden war,na썥mlich die
 
Stelung als Zeuge,denn gerade die Verbesserung der Opferstelung hat hier
 
zu einer Gefa썥hrdung des Beweiswertes der Zeugenaussage des Verletzten
 
gefu썥hrt.⑶Die Durchsetzung der Schadensersatzanspru썥che,die etwa in der
 
germanischen Zeit mit dem Strafprozeßidentisch gewesen ist,war ebenfals
 
volsta썥ndig aus dem Strafprozeßverschwunden,sol aber nach dem Wilen
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 des Gesetzgebers in der Zukunft wieder eine gro썥ßere Role spielen.⑷
Schließlich muss man noch eine Funktion beachten,die in der Diskussion
 
der letzten Jahrzehnte eigenartiger Weise aber kaum eine Role gespielt hat,
na썥mlich als Kontrolinstanz fu썥r die Staatsanwaltschaft.Schon nach der
 
Reichsstrafprozeßordnung von 1877 hatte der Verletzte die Mo썥glichkeit des
 
Klageerzwingungsverfahrens,wenn die Staatsanwaltschaft das Verfahren
 
einstelte,obwohl nach der Sach-und Rechtslage eigentlich eine Anklage
 
geboten war.Um den Ausbau dieser wichtigen Funktion hat sich der
 
Gesetzgeber bisher aber nicht geku썥mmert.
Ich mo썥chte nacheinander einen genaueren Blick auf diese verschiedenen
 
Funktionen werfen.
Ⅱ Der Verletzte als Prozeßsubjekt
 
1.Wa썥hrend die Privatklage,bei der der Verletzte als aleiniger Ankla썥ger
 
auftritt,im wesentlichen Bagateldelikte betrifft und deshalb in praktischer
 
Hinsicht nach wie vor keine besondere Bedeutung besitzt,ist die Neben-
klage durch die drei Gesetze zur Verbesserung der Opferstelung wesentlich
 
ausgebaut worden und wird namentlich bei Sexualdelikten durch eine
 
hierauf spezialisierte Gruppe engagierter Rechtsanwa썥lte,meistens weibli-
chen Geschlechts,ha썥ufig wahrgenommen.Außer bei den Sexualdelikten ist
 
sie auch bei Beleidigung,den Ko썥rperverletzungsdelikten und den Delikten
 
gegen die Freiheit zula썥ssig,daneben steht sie auch den Angeho썥rigen des
 
Opfers nach einem To썥tungsdelikt zu,wa썥hrend umgekehrt fu썥r das Opfer
 
einer fahrla썥ssigen Ko썥rperverletzung nur bei besonderen Gru썥nden die Neben-
klage mo썥glich ist,um zu verhindern,daß nach jedem Unfal im
 




2.Der Nebenkla썥ger bekommt durch seinen Anschlußein umfassendes
 
Teilnahmerecht am Verfahren,er kann also bei der Zeugenvernehmung
 
Fragen stelen.Beweisantra썥ge stelen und auch Rechtsmittel einlegen.Vor
 
alem hat der Nebenkla썥ger ein umfassendes Recht auf Anwesenheit in der
 
Hauptverhandlung,welches der Abwesenheitspflicht des Zeugen vorgeht.
Wenn der Nebenkla썥ger auch als Zeuge vernommen wird-wie natu썥rlich bei
 
alen Delikten gegen die sexuele Freiheit,bei denen die Nebenkla썥gerin oft
 
zugleich die einzige Belastungszeugin ist-,kann er sich also zuna썥chst die
 
gesamte Hauptverhandlung einschließlich der Einlassung des Angeklagten
 
anho썥ren.Daru썥ber hinaus hat der Nebenkla썥ger auch ein Recht auf Aktenein-
sicht und auf staatliche unentgeltliche Bestelung eines Beistandes,also
 
eines spezielen Opferanwaltes.Dieses Recht besitzt er in den meisten Fa썥len
 
zwar nur nach den Regeln der zivilrechtlichen Prozeßkostenhilfe fu썥r arme
 
Parteien,aber im Fale eines angeklagten Sexualverbrechens,praktisch
 
also vor alem der sexuelen No썥tigung gema썥ß쏃177 StGB,vo썥lig unabha썥ngig
 
von seinen Vermo썥gensverha썥ltnissen.
3.Der Großteil dieser Rechte steht dem Verletzten auch dann zu,wenn er
 
sich dem Verfahren nicht als Nebenkla썥ger anschließt.Gema썥ß쏃406 e StPO
 
kann er durch einen Anwalt ein Recht auf Akteneinsicht geltend machen,
wenn nicht u썥berwiegende schutzwu썥rdige Interessen des Beschuldigten ent-
gegenstehen oder der Untersuchungszweck gefa썥hrdet wird.Gema썥ß쏃406 f
 
kann er sich des Beistandes eines Rechtsanwalts bedienen,insbesondere
 
auch bei seiner Vernehmung,und er hat ein Recht zur Anwesenheit in der
 
Hauptverhandlung.Hieru썥ber ist der Verletzte umfassend zu belehren,so
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 wie er auch u썥ber den Ausgang des Verfahrens zu informieren ist.
Ⅲ Die Ruinierung der Zeugenfunktion
 
Nach der von mir schon vor fast 20 Jahren begru썥n
（１）
deten,im strafprozes-
sualen Schrifttum auf erhebliche Resonanz gestoß
（２）
enen Wu썥rdigung hat der
 
Gesetzgeber durch diese Verbesserung der Opferstelung aber dessen
 
Zeugenfunktion schwerwiegend beeintra썥chtigt,die Ermittlung der materiel-
len Wahrheit gefa썥hrdet und den Prozess insgesant in eine Schieflage zu
 
Lasten des Angeklagten gebracht.
1.Diejenigen Rechte,die durch die Opferschutzgesetze in쏃406 e sowie쏃
406 f StPO dem Verletzten in fundamentaler Verkennung der Psychologie
 
der Zeugenaussage,der richterlichen Informationsverarbeitung in der
 
Hauptverhandlung und der forensischen Tatsachenermittlung als solcher
 
verliehen worden sind,haben na썥mlich eine Korrumpierung der Hauptver-
handlung bewirkt,deren kleineres Übel in der Vervielfa썥ltigung der Verfol-
gerrolen,deren gro썥ßeres Übel in der Verwandlung einer Zeugenaussage als
 
Wissensbekundung in eine juristisch ausgeklu썥gelte Parteierkla썥rung zu sehen
 
ist.
a) Es versteht sich von selbst,daßder mit rechtlichem Beistand ausgeru썥-
stete,u썥ber den Akteninhalt oder zumindest u썥ber den bisherigen Verlauf der
 
Hauptverhandlung informierte Verletzte im Regelfal ales daran setzen
(１) Schu썥nemann,NStZ 1986,193 ff.;ders.,StV 1998,391 ff.;ders.,in:Schu썥nemann/




wird,den Angeklagten der aus seiner Sicht verdienten Strafe zuzufu썥hren,
und also mehr oder weniger in eine Role als Zusatzankla썥ger hineinschlu썥-
pfen wird.Dies geschieht in einer Hauptverhandlung,in der der Richter
 
infolge der gerichtlichen Aufkla썥rungspflicht(쏃244 Abs.2 StPO)in Verbin-
dung mit der von ihm im Ero썥ffnungsbeschlußattestierten Wahrscheinlich-
keit der Verurteilung(쏃203 StPO)zwangsla썥ufig eine gegen den Angek-
lagten gerichtete inquisitorische Role einnimmt:Unabha썥ngig von der
 
Frage,ob der Richter,der den Fal aufgrund der von Staatsanwaltschaft
 
und Polizei gestalteten Ermittlungsakten bereits mit dem Ergebnis einer
 
wahrscheinlichen Schuld des Angeklagten beurteilt hat,danach in
 
psychologischer Hinsicht u썥berhaupt noch zu einer unbefangenen Wu썥rdigung
 
des Beweisergebnisses der Hauptverhandlung in der Lage ist,mußer doch
 
zumindest in rein a썥ußerlicher Hinsicht gegenu썥ber dem leugnenden Angek-
lagten um die Überfu썥hrung besorgt sein,u썥bt hierbei also nicht anders als der
 
Staatsanwalt eine inquisitorische Role aus.Wenn auch noch der Verletzte
 
diese Role mitu썥bernimmt,sieht sich der Angeklagte geradezu einer Pha-
lanx von Strafverfolgern gegenu썥ber,deren quantitative und verbale U썥ber-
macht alein schon zu seiner Einschu썥chterung und damit zu eine:Einschra썥n-
kung seiner Verteidigungsmo썥glichkeiten fu썥hrt.
Daßu썥brigens auch der Gesetzgeber von einer,Verla썥ngerung“der In-
quisitorenbank durch den Opferbeistand ausgegangen ist,zeigt die Regelung
 
des쏃140 Abs.2 Satz 1 StPO,die die notwendige Verteidigung wegen der
 
Schwierigkeit der Sach-oder Rechtslage,namentlich“dann vorsieht,,weil
 
dem Verletzten ein Rechtsanwalt beigeordnet worden ist“.Durch die
 
kausale(anstatt einer konditionalen)Verknu썥pfung wird deutlich,daßdas
 
Gesetz erst und gerade dann,wenn der Beschuldigte sich einem Verletzten
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 gegenu썥bersieht,der sich des fachkundigen Rates eines Rechtsanwalts
 




b) Noch weitaus gravierender als die weitere Verschiebung der
 
Kra썥ftebalance in einer ohnehin vom Gericht volsta썥ndig dominierten
 
Hauptverhandlung ist aber die Transfomation der Zeugenaussage selbst,die
 
bei einer Vorbereitung und Begleitung durch einen mit weittragenden
 
Rechten und vor alem mit umfassender Aktenkenntnis ausgestatteten
 
Rechtsanwalt ihren Charakter als schlichte Wiedergabe von Erinnerung
 
verliert und den Status einer Parteierkla썥rung annimmt,kurz:von Wissens-
bekundung in Interessenwahrnehmung transformiert wird.
Die Vernehmung des Opferzeugen degeneriert dadurch zu einer Mischung
 
aus Beweisaufnahme und Parteiprozeß,weil die Kenntnis der Akten und die
 
Anwesenheit in der Hauptverhandlung(und zwar schon bei der Einlassung
 
des Angeklagten!)eine gezielte Vorbereitung der Aussage des Verletzten
 
durch den Opferanwalt ermo썥glicht und dadurch die Spontaneita썥t der
 
Zeugenaussage als entscheidendes Kriterium ihrer Glaubwu썥rdigkeit zersto썥rt
 
wird.Indem der Effekt der psychologisch feinsinnigen Vorschrift des쏃58
 
Abs.1 StPO zersto썥rt wird,wonach jeder Zeuge ohne Kenntnis des bisherigen
 
Verlaufes der Hauptverhandlung und ohne Aktenkenntnis alein aus seiner
 
Erinnerung aussagen sol,wird ausgerechnet an der entscheidenden Stele
 
jede serio썥se Überpru썥fung der Glaubwu썥rdigkeit verhindert:Denn in den
 
Prozessen wegen Sexualstraftaten steht typischerweise die Aussage des
(３) So Meyer-Goßner,StPO,쏃140 Rdn.31.
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Angeklagten gegen die Aussage der angeblich Verletzten als einziger
 
Belastungszeugin,so dass die Transformation ihrer Zeugenaussage in einen
 
Parteivortrag,die die Opferschutzgesetze praktisch bewirkt haben,auf eine
 
Perversion der Wahrheitsfindung hinausla썥uft.
2.Im Ergebnis wird man deshalb sagen mu썥ssen,dass der Ausbau der
 
Rechtsstelung des Verletzten als Prozessubjekt zu einer Ruinierung seiner
 
Zeugenfunktion und damit seiner Role fu썥r die prozessuale Wahrheitsfin-
dung gefu썥hrt hat.Weil aber die Auffindung der materielen Wahrheit nach
 
der Struktur des deutschen Strafverfahrens den zentralen Wert darstelt,
haben die drei Opferschutzgesetze die Balance des Verfahrens insgesamt
 
erheblich gescha썥digt.
Ⅳ Adha썥sionsverfahren,Ru썥ckgewinnungshilfe und Ta썥ter-Opfer-Ausgleich
 
1.Das Adha썥sionsverfahren ist urspru썥nglich aus dem o썥sterreichischen
 
Strafprozeßu썥bernommen worden,hat aber u썥ber Jahrzehnte hinweg keiner-
lei Bedeutung erlangt,weil es weder bei den Rechtsanwa썥lten noch bei der
 
Richterschaft beliebt war:Weil kein Anwaltszwang bestand und die Gebu썥h-
ren niedriger als im Zivilprozeßwaren,war das ganze fu썥r die Rechts-
anwa썥lte nicht attraktiv,und fu썥r die Richter bedeutete es eine erhebliche
 
Mehrarbeit auf dem fu썥r sie ungewohnten Feld des zivilrechtlichen Schadens-
ersatzrechts.Außerdem konnte wegen der Frage,ob und in welcher Ho썥he
 
ein Schaden entstanden war,der Strafprozeßerheblich verla썥ngert werden.
Deshalb wurden nur ganz selten Adha썥sionsantra썥ge gestelt,und die Richter
 
pflegten,wozu sie damals berechtigt waren,diese dann zumeist nach ihrem
 
freien Ermessen wegen mangelnder Eignung abzulehnen.Im Opferschutz-
gesetz von 1986 hat man den Bedenken wegen einer Verfahrensverzo썥gerung
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 durch die Mo썥glichkeit eines Urteils u썥ber den Schadensersatzanspruch ledig-
lich dem Grunde nach Rechnung zu tragen versucht,ohne daßsich in der
 
Praxis aber etwas a썥nderte.Deshalb hat der Gesetzgeber im Gesetz zur
 
Verbesserung der Opferrechte von 2004 die Rechtsstelung des Verletzten im
 
Adha썥sionsverfahren erheblich versta썥rkt,indem die Mo썥glichkeiten des
 
Gerichts,einen Adha썥sionsantrag abzulehnen,eingeschra썥nkt worden sind.Es
 
heißt in쏃406 Abs.1 Satz 4 StPO zwar immer noch,daßdas Gericht von
 
einer Entscheidung absehen ko썥nne,wenn sich der Antrag zur Erledigung im
 
Strafverfahren nicht eigne,und in Satz 5 heißt es,der Antrag sei insbeson-
dere dann nicht geeignet,wenn seine weitere Pru썥fung,auch soweit eine
 
Entscheigung nur u썥ber den Grund oder einen Teil des Anspruchs in Betracht
 
kommt,das Verfahren erheblich verzo썥gern wu썥rde.Aber der Richter hat
 
jetzt kein freies Ermessen mehr,und bei Geltendmachung eines Schmerzens-
geldes wird die Eignung sogar immer fingiert.Außerdem kann eine Zuru썥ck-
weisung des Antrages mangels Eignung gema썥ß쏃406 a mit der sofortigen
 
Beschwerde angefochten werden.Damit ist in der Tat die Rechtsstelung
 
des Verletzten wesentlich gesta썥rkt worden,und weil das Adha썥sionsverfah-
ren im Gegensatz zum Zivilprozeßfu썥r den Verletzten den Vorzug besitzt,
daßale Beweise ja von Amts wegen beschafft werden,ist eigentlich die
 
Attraktivita썥t dieses Verfahrens fu썥r ihn sehr groß.Ob sich deshalb in der
 
Praxis das Adha썥sionsverfahren einbu썥rgern wird,bleibt abzuwarten.Ein
 
Problem ko썥nnte immer noch sein,daßder Rechtsanwalt,der den Antrag fu썥r
 
den Verletzten stelt,eine etwas gertingere Gebu썥hr bekommt,als wenn er
 
den Schadenersatzanspruch im Zivilprozeßeinklagen wu썥rde.
2.In der Zukunft ko썥nnte das Adha썥sionsverfahren vor alem auch in
 




weiteres Rechtsinstitut existiert,mit dessen Hilfe die durch die Straftaten
 
erlangten Vermo썥genswerte schon fru썥hzeitig fu썥r die Ru썥ckerstattung an den
 
Verletzten sichergestelt werden ko썥nnen.Es handelt sich um die sog.Zu-
ru썥ckgewinnungshilfe,die in쏃111 b Abs.5 StPO geregelt ist.Danach kann
 
die Staatsanwaltschaft die Vermo썥gensvorteile,die der Beschuldigte auf-
grund der Tat erlangt hat und auf deren Ru썥ckerlangung ein Anspruch des
 
Verletzten besteht,schon im Ermittlungsverfahren durch Beschlagnahme
 
sicherstelen und dadurch dem Verletzten die Mo썥glichkeit des Zugriffs auf
 
den Tatgewinn offenhalten.Weil in Wirtschaftsstrafsachen erfahrungs-
gema썥ßdie Beute irgendwann ins Ausland verlagert,teilweise vieleicht auch
 
fu썥r eine kostspielige Strafverteidigung verwendet wird,besitzt die Staats-
anwaltschaft in der Zuru썥ckgewinnungshilfe eine scharfe Waffe,um die
 
Wiedergutmachungsinteressen des Verletzten sicherzustelen.
3.Wa썥hrend die bisher betrachteten Rechtsinstitute die Verfahrensposition
 
des Opfers ausschließlich zu Lasten des Beschuldigten sta썥rken,existiert seit
 
1994 mit dem Ta썥ter-Opfer-Ausgleich auch ein sowohl im Interesse des
 
Opfers als auch im Interesse des Beschuldigten geschaffenes Rechtsinstitut,
na썥mlich ein vertypter Strafmilderungsgrund fu썥r den Fal eines zumindest
 
ernsthaften Bemu썥hens des Beschuldigten um die Wiedergutmachung des
 
Schadens.Im engeren Sinn meint der Ta썥ter-Opfer-Ausgleich die Lo썥sung
 
des der Tat zugrunde liegenden Gesamtkonflikts in einem kommunikativen
 
Prozeß,der auch das Opfer einbezieht und als Minimalvoraussetzung die
 
redliche Absicht des Ta썥ters erfordert,mit dem Opfer zu einem friedens-
stiftenden Ausgleich zu kommen.Im weiteren Sinne genu썥gt es auch,wenn
 
der Ta썥ter unter Erbringung erheblicher perso썥nlicher Leistungen das Opfer
 
ganz oder zum u썥berwiegenden Teil entscha썥digt,also etwa umfangreiche
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 Arbeiten in seiner Freizeit erbringt oder erhebliche Einschra썥nkungen im
 
perso썥nlichen oder finanzielen Bereich auf sich nimmt,um das Opfer
 
mindestens zum u썥berwiegenden Teil entscha썥digen zu ko썥nnen.Der sich fu썥r
 
diesen Fal nach쏃46a StGB ergebende Strafmilderungsgrund ist in prozes-
sualer Hinsicht in drei Vorschriften aufgegriffen worden:Nach쏃155 a StPO
 
solen Staatsanwaltschaft und Gericht die Mo썥glichkeit eines Ta썥ter-Opfer-
Ausgleichs in jedem Stadium des Verfahrens pru썥fen und in geeigneten
 
Fa썥len darauf hinwirken.Zu diesem Zweck kann gema썥ß쏃155 b StPO eine
 
Ausgleichsstele eingeschaltet werden,die besondere Erfahrungen in der
 
außergerichtlichen Schlichtung von Konflikten hat.Schließlich kann der
 
Ta썥ter-Opfer-Ausgleich als Auflage fu썥r eine Einstelung des Verfahrens
 
nach쏃153 a StPO dienen,wenn der Vorwurf kein Verbrechen,sondern nur
 
ein Vergehen betrifft und durch die Auflage das o썥fentliche Interesse an der
 
Strafverfolgung beseitigt werden kann,sofern nicht die Schwere der Schuld
 
entgegensteht.Insgesamt ist damit der Ta썥ter-Opfer-Ausgleich als eine
 
wichtige Mo썥glichkeit fu썥r die Diversion etabliert.Fu썥r das im Vordergrund
 
des Opferschutzes stehende Delikt der sexuelen No썥tigung scheidet eine
 
Einstelung des Verfahrens alerdings aus,weil es sich hierbei um ein
 
Verbrechen handelt,so daßeine Einstelung des Verfahrens gegen Auflage
 
nicht mo썥glich ist.
4.Insgesamt wird man die Intensivierung des Adha썥sionsverfahrens,die
 
Mo썥glichkeit einer fru썥hzeitigen Zuru썥ckgewinnungshilfe und die Einrichtung
 
des Ta썥ter-Opfer-Ausgleichs(TOA)als eine durchaus positive und vielver-
sprechende Entwicklung im Bereich der Versta썥rkung der Opferrechte an-
zusehen haben,zumal der,T-O-A“auch fu썥r den Ta썥ter zu einer Strafmilder-




kann dadurch auch ein starker Druck auf den Ta썥ter in Richtung der
 
Ablegung eines Gesta썥ndnisses ausgeu썥bt werden,insbesondere bei den Sexu-
aldelikten,weil der Bundesgerichtshof hier betont hat,daßeine Strafmil-
derung nur nach Ablegung eines Gesta썥ndnisses in Betracht kommt.
Ⅴ Das Klageerzwingungsverfahren
 
1.Als letztes mo썥chte ich einen Blick auf das Klageerzwingungsverfahren
 
werfen.Schon in der Reichsstrafprozeßordnung von 1877 hat es die Mo썥glich-
keit gegeben,daßder Verletzte einen Einstelungsbescheid der Staats-
anwaltschaft zuna썥chst beim Generalstaatsanwalt und sodann beim Ober-
landesgericht mit der Begru썥ndung angreift,daßan Stele der Einstelung die
 
Anklageerhebung geboten gewesen wa썥re.Der Gesetzgeber hat hier das
 
Vergeltungsinteresse des Verletzten in den Dienst einer Kontrole der
 
Staatsanwaltschaft gestelt und dadurch eine Antwort auf die Frage
 
gegeben:,Wer kontroliert die Kontroleure?“Daßeine solche Kontrole
 
wichtig ist,kann man nicht bezweifeln,denn sowohl bei politisch
 
einflußreichen Beschuldigten als auch in den Fa썥len,in denen die Strafver-
folgung fu썥r die Staatsanwaltschaft mu썥hsam und arbeitsreich ist,besteht fu썥r
 
den Staatsanwalt eine große Versuchung,sich weitere Mu썥he durch eine
 
Einstelung des Verfahrens zu ersparen oder sich vieleicht zuku썥nftig fu썥r
 
eine Befo썥rderung zu empfehlen,wenn der Beschuldigte gute Beziehungen
 
zum Justizminister hat.Gerade weil der Justizminister u썥ber die Befo썥rderun-
gen im Bereich der Staatsanwaltschaft entscheidet,beha썥lt er unabha썥ngig
 
von der Frage eines formelen Weisungsrechts einen starken informelen
 
Einflußauf die Staatsanwaltschaft,und hierdurch entsteht wiederum die
 
Gefahr,daßEinstelungsentscheidungen politisch beeinflußt werden.Indem
 
der Verletzte dann aber das Klageerzwingungsverfahren bis zum Oberlan-
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 desgericht treiben kann,kann er durchsetzen,daßein unabha썥ngiges Gericht
 
u썥ber die Berechtigung der Vorwu썥rfe entscheidet.
2.Dieses wichtige Institut ist in den letzten Jahrzehnten alerdings dadurch
 
entscheidend geschwa썥cht worden,daßman nicht bei Verbrechen,wohl aber
 
bei Vergehen und damit im gesamten Vermo썥gensbereich praktisch das
 
Opportunita썥tsprinzip eingefu썥hrt hat,wobei die Staatsanwaltschaften ins-
besondere in ganz gravierenden Wirtschaftsstrafsachen gerne von der
 
Mo썥glichkeit einer Einstelung gegen Geldzahlung gema썥ß쏃153 a StPO
 
Gebrauch machen.Dies geschieht sogar immer wieder in Wirtschafts-
strafverfahren,in denen der vorgeworfene Schaden in die Milionen oder
 
gar Miliarden geht.Gegenu썥ber einer Einstelung aus Opportunita썥tsgru썥nden,
also insbesondere auch in dem erwa썥hnten Bereich des쏃153 a StPO hat nun
 
aber die Rechtsprechung ein Klageerzwingungsrecht des Verletzten ver-
neint,und das Bundesverfassungsgericht hat dies auch fu썥r verfassungsrecht-
lich korrekt
（４）
erkla썥rt.Ich sehe darin eine schwere rechtsstaatliche Einbuße.
Zwar kann der Verletzte natu썥rlich nicht verlangen,daßdas Ermessen der
 
Staatsanwaltschaft durch sein eigenes Ermessen ersetzt wird.Es mu썥ßte
 
aber zumindest gerichtlich u썥berpru썥fbar sein,ob die Staatsanwaltschaft bei
 




Die Rechtsstelung des Opfers im Strafverfahren hat damit in den letzten 20
 
Jahren eine ungeheure Dynamik entfaltet.Hierbei mußman den Ausbau der
(４) BVerfG NJW 2002,815.
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Subjektstelung des Verletzten sehr skeptisch beurteilen,weil dadurch die
 
Zeugenrole erheblich beeintra썥chtigt worden und insgesamt der Prozeßaus
 
der Balance geraten ist,namentlich wenn das Opfer den wichtigsten oder
 
womo썥glich sogar aleinigen Belastungszeugen darstelt.Positiv zu beur-
teilen sind dagegen die Verbesserungen der Opferstelung auf dem Gebiet
 
der Schadenswiedergutmachung durch Ausbau des Adha썥sionsverfahrens,
durch die Zuru썥ckgewinnungshilfe und auch durch den Ta썥ter-Opfer-Aus-
gleich.Eine erhebliche Lu썥cke der Rechtsstelung des Verletzten ist dagegen
 
im Bereich des Klageerzwingungsverfahrens entstanden,weil die Aus-
breitung des Opportunita썥tsprinzips die durch das Klageerzwingungsverfah-
ren mo썥gliche Kontrole u썥ber die Staatsanwaltschaft extrem abgeschwa썥cht
 
hat.
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